Stadt Halle (Saale) 18.05.2016

Niederschrift

der offentlichen/nicht 6ffentlichen Sitzung des Ausschusses fur
Finanzen, stadtische Beteiligungsverwaltung und Liegenschaften
am 19.04.2016

Offentlich
Ort: Stadthaus, Wappensaal,
Marktplatz 2,
06108 Halle (Saale)
Zeit: 16:30 Uhr bis 18:22 Uhr

Anwesenheit: siehe Teilnahmeverzeichnis



Anwesend waren:

Dr. Bodo Meerheim
Ute Haupt

Manuela Plath
André Cierpinski
Andreas Hajek

Andreas Scholtyssek

Dr. Ulrike Wiinscher
Katharina Hintz
Johannes Krause
Tom Wolter
Wolfgang Aldag

Verwaltung:

Egbert Geier

Uwe Staglin

Dr. Judith Marquardt
Katharina Brederlow
Corinna Wolff

Jorg Baus

Martin Heinz

Bernd Bielecke
Martina Beller
Yvonne Gumpert
Katharina Becker
Andrea Simon
Yvonne Merker

Gaste:

Christian Heine

Entschuldigt fehlten:

Swen Kndchel

Ausschussvorsitzender

Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Halle (Saale)
Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Halle (Saale),
Vertreterin fur Herrn Knéchel

Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Halle (Saale)
CDU/FDP-Stadtratsfraktion Halle (Saale)
CDU/FDP-Stadtratsfraktion Halle (Saale),

ab 16:55 Uhr

CDU/FDP-Stadtratsfraktion Halle (Saale),

ab 17:35 Uhr

CDU/FDP-Stadtratsfraktion Halle (Saale)
SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale)
SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale)

Fraktion MitBURGER fur Halle-NEUES FORUM
Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

Blrgermeister

Beigeordneter fir Finanzen und Personal
Beigeordneter Stadtentwicklung und Umwelt
Beigeordnete Kultur und Sport
Beigeordnete Bildung und Soziales
Fachbereichsleiterin Finanzen
Fachbereichsleiter Soziales
Fachbereichsleiter Immobilien
Abteilungsleiter Hochbau

Controllerin GB |

Controllerin GB 1l

Controllerin GB 11l

Controllerin GB IV

Protokolifiihrerin

BMA BeteiligungsManagementAnstalt Halle (Saale)

Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Halle (Saale)



zZu Einwohnerfragestunde

zZu Anfrage von Herrn Fritz zur Verwendung von Haushaltsmitteln

Herr Dr. Meerheim eroffnete die Einwohnerfragestunde.

Herr Fritz erkundigte sich zur Verwendung von Haushaltsmitteln fir Rechtsangelegenheiten
in Disziplinarverfahren. Den aktuellen Fall konnte er der Presse entnehmen. Er wollte
wissen, ob der Stadtrat tatsachlich die Mittel fir eine Rechtsberatung ausgeben mdchte,
obwohl ein ehrenamtliches Angebot eines Stadtratsmitgliedes (Volljurist) vorliegt. Des
Weiteren fragte er, warum die Verwaltung dieses Angebot nicht annehmen mochte und
warum dieses Verhalten keinen Fall von Untreue im Sinne des Strafgesetzbuches darstellt.
Der Beschluss wird im Amtsblatt veroffentlicht werden, erklarte Herr Fritz.

Herr Dr. Meerheim wies darauf hin, dass es sich um eine nicht 6ffentliche Thematik handelt,
die auch als solche im Stadtrat behandelt wurde. Eine Beantwortung muss im 6ffentlichen
Teil verweigert werden.

Herr Wolter hatte ebenfalls gerne eine Antwort auf die Frage von Herrn Fritz. Er fragte
erganzend, welche Beschlisse auf Grund eines solchen Falles nicht umgesetzt werden
konnten.

Herr Dr. Meerheim machte noch einmal deutlich, dass der Sachverhalt in der nicht
offentlichen Sitzung des Stadtrates behandelt wurde.

zul Er6ffnung der Sitzung, Feststellung der OrdnungsmaRigkeit der Einladung
und der Beschlussfahigkeit

Die offentliche Sitzung des Ausschusses fir Finanzen, stadtische Beteiligungsverwaltung
und Liegenschaften wurde erdffnet und geleitet vom Vorsitzenden des Ausschusses,
Herrn Dr. Meerheim.

Herr Dr. Meerheim stellte die ordnungsgemalfe Einladung sowie Beschlussfahigkeit fest.

Zu 2 Feststellung der Tagesordnung

Herr Dr. Meerheim informierte, dass die folgenden Tagesordnungspunkte vertagt werden
mussen:

5.7. Zweite Fortschreibung des Schulentwicklungsplanes der Stadt Halle (Saale) fir die
Schuljahre 2014/15 bis 2018/19
Vorlage: V1/2016/01627

6.2. Antrag der Fraktionen SPD, DIE LINKE, CDU/FDP, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und
MitBURGER fiir Halle - NEUES FORUM zur Priifung von Formen der
Leistungserbringung fur den Rettungsdienst im Rettungsdienstbereich Halle/Nordlicher
Saalekreis
Vorlage: V1/2016/01658



Zum Punkt 6.2 erkundigte sich Herr Krause nach den Stellungnahmen vom
Landesverwaltungsamt bzw. den Krankenkassen. Darauf erklarte Herr Teschner, dass die
Stellungnahme vom Kostentrager noch nicht vorliegt, aber demnachst erwartet wird. Diese
wird den Stadtratinnen und Stadtréaten nach Vorlage schnellstmdglich Gbermittelt.

Der Folgende Antrag wurde nach uberfraktioneller Absprache zurtickgezogen:

6.1.

Antrag der Fraktionen DIE LINKE, CDU/FDP und SPD zur Anderung der
Gesellschaftsvertrage der Entwicklungs- und Verwaltungsgesellschaft Halle-Saalkreis
mbH und der Zoologischer Garten GmbH

Vorlage: V1/2016/01667

Es gab keine weiteren Wortmeldungen und Herr Dr. Meerheim bat um Abstimmung der so
geénderten Tagesordnung.

Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt

Somit wurde folgende gednderte Tagesordnung festgestellt:

3.

4,

5.

5.1.

5.2.

5.2.1.

5.2.2.

5.2.3.

5.2.4.

5.3.

Genehmigung der Niederschrift vom 22.03.2016
Bekanntgabe der in nicht 6ffentlicher Sitzung gefassten Beschliisse
Beschlussvorlagen

1. Anderung der ,Griindungsbegleitende Vereinbarung zur Errichtung einer gemeinsamen
Einrichtung nach § 44b SGB Il n. F.*
Vorlage: V1/2016/01715

Wirtschaftsforderungskonzept der Stadt Halle (Saale)
Vorlage: V1/2015/01317

Anderungsantrag der Fraktion MitBURGER fiir Halle — NEUES FORUM zur
Beschlussvorlage Wirtschaftsférderungskonzept der Stadt Halle (Saale) (VI1/2015/01317)
Vorlage: V1/2016/01693

Anderungsantrag der SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale) zur Beschlussvorlage
Wirtschaftsforderungskonzept der Stadt Halle (Saale) (Vorlagen-Nr.: VI/2015/01317)
Vorlage: VI/2016/01632

Anderungsantrag des Stadtrates Markus Klatte zur BV Wirtschaftsférderungskonzept der
Stadt Halle (Saale), Vorlagen-Nr. V1/2015/01317
Vorlage: VI/2015/01579

Anderungsantrag der SPD-Fraktion, Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, Fraktion
MitBURGER fiir Halle/NEUES FORUM, Fraktion DIE LINKE zur BV
Wirtschaftsforderungskonzept der Stadt Halle (Saale)

Vorlage: VI/2015/01564

Baubeschluss zur Sanierung der Grundschule Glaucha und Genehmigung einer
Uberplanmafigen Verpflichtungsermachtigung im Haushaltsjahr 2016
Vorlage: VI/2016/01698



5.4.

5.5.

5.6.

5.6.1.

5.7.

6.1.

6.2.

6.3.

8.1.

10.

Baubeschluss fur FluthilfemaRnahme Nr. 65a Neubau 3-Felder-Sporthalle am Standort
"Steg"
Vorlage: V1/2016/01682

Neubau eines Hortgebaudes auf dem Schulgeldnde der Grundschule
,G. E. Lessing” Schleiermacher Str. 30 b, 06114 Halle (Saale)
Vorlage: V1/2016/01689

Forderung der Veranstaltung "Halle singt" am 28.05.2016
Vorlage: VI/2016/01778

Anderungsantrag der SPD-Fraktion zur BV Forderung der Veranstaltung "Halle singt" am
28.05.2016
Vorlage: V1/2016/01849

Zweite Fortschreibung des Schulentwicklungsplanes der Stadt Halle (Saale) fiir die
Schuljahre 2014/15 bis 2018/19
Vorlage: V1/2016/01627 vertagt

Antrage von Fraktionen und Stadtraten

Antrag der Fraktionen DIE LINKE, CDU/FDP und SPD zur Anderung der
Gesellschaftsvertrage der Entwicklungs- und Verwaltungsgesellschaft Halle-Saalkreis
mbH und der Zoologischer Garten GmbH

Vorlage: V1/2016/01667 zuriickgezogen

Antrag der Fraktionen SPD, DIE LINKE, CDU/FDP, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und
MitBURGER fiir Halle - NEUES FORUM zur Priifung von Formen der
Leistungserbringung fir den Rettungsdienst im Rettungsdienstbereich Halle/Nordlicher
Saalekreis

Vorlage: V1/2016/01658 vertagt

Antrag der SPD-Fraktion und der Fraktion DIE LINKE zum Umgang mit
Investorenanfragen

Vorlage: V1/2016/01649

schriftliche Anfragen von Fraktionen und Stadtraten

Mitteilungen

Informationsvorlage zu den finanziellen Auswirkungen der Stadt Halle in Umsetzung des
Aufnahmegesetzes, Asylgesetzes, Asylbewerberleistungs-gesetzes sowie
weiterfiihrender Gesetze und Erlasse im Jahr 2015

Vorlage: V1/2016/01699

Beantwortung von mindlichen Anfragen

Anregungen



zu 3 Genehmigung der Niederschrift vom 22.03.2016

Es gab keine Einwéande gegen die Niederschrift vom 22.03.2016.

Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt

zu 4 Bekanntgabe der in nicht 6ffentlicher Sitzung gefassten Beschliisse

Herr Dr. Meerheim verwies auf den 6ffentlichen Aushang der in nicht 6ffentlicher Sitzung am
22.03.2016 gefassten Beschlisse vor der Beratungstdr.

zu 3.1 Unbefristete Niederschlagungen
Vorlage: V1/2016/01641

Beschluss:

Der Ausschuss fur Finanzen, stadtische Beteiligungsverwaltung und Liegenschaften,
beschlie3t auf der Grundlage der Hauptsatzung der Stadt Halle (Saale) § 6 Abs. 4 Nr. 3.

1. Die unbefristete Niederschlagung der Gewerbesteuer 1998-1999 laut
Haftungsbescheid, sowie in Hohe von 88.983,52 Euro.

2. Die unbefristete Niederschlagung der Stellplatzablése, sowie Nebenforderungen in
Hohe von 109.371,29 Euro.

zu 3.2 Verkauf von kommunalen Grundstiicken
Vorlage: V1/2015/01484

Beschluss:

Der Ausschuss fir Finanzen, stadtische Beteiligungsverwaltung und Liegenschaften
beschlie3t den Verkauf des Grundstiicks Myrtenweg la zu den aufgefihrten Bedingungen.

Zub5 Beschlussvorlagen

zu5.1 1. Anderung der ,,Griindungsbegleitende Vereinbarung zur Errichtung einer
gemeinsamen Einrichtung nach § 44b SGB Il n. F.“
Vorlage: VI/2016/01715

Frau Haupt wollte wissen, wie weit die Weisungsgebundenheit fiir die Vertreter gilt. Herr
Krause schloss sich dieser Frage an.

Frau Brederlow erklarte, dass es grundsatzlich zwei Partner in dieser Vereinbarung gibt: auf
der einen Seite die Stadt, auf der anderen Seite die Agentur fur Arbeit. Die gewéhlten
Vertreter des Stadtrates sind somit ebenfalls Vertreter der Stadt. Vor einer



Tragerversammlung gibt es Abstimmungen, um ein einheitliches Votum abzugeben.

Herr Heine ergénzte, dass es analog der Gesellschafterversammlungen Vorlagen fir den
Finanzausschuss und/oder den Stadtrat gibt. Dabei werden die Weisungen an die Vertreter
beschlossen. Sollte es zeitlich einmal nicht méglich sein eine solche Vorlage einzubringen,
wird dies im Nachgang behandelt.

Herr Dr. Meerheim bat um Abstimmung der Vorlage.

Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt
gemal § 33 KVG LSA vom Mitwirkungsverbot betroffenes Mitglied: Frau Hintz

Beschlussempfehlung:

1. Der Stadtrat der Stadt Halle (Saale) beschlieRt die folgenden Anderungen der
,Grundungsbegleitende Vereinbarung zur Errichtung einer gemeinsamen Einrichtung
nach § 44b SGB Il n. F.“ vom 22.12.2010:

§ 2 Abs. 2 Nr. 1 a), c¢) und d) der Vereinbarung werden mit der
1. Anderungsvereinbarung wie folgt neu gefasst:

a) Die gemeinsame Einrichtung hat eine Tragerversammlung, die je zur Halfte
mit Vertretern der Agentur flr Arbeit und der Stadt Halle (Saale) besetzt ist.
Beide Trager entsenden je 3 (drei) Vertreter.

c) Fir die Agentur fur Arbeit werden folgende Mitarbeiter mit entsprechender
Funktion benannt:

- die Vorsitzende der Geschéftsfiihrung
- die Geschéftsfuhrerin Interner Service
- der Leiter Controlling

d) Fir die Stadt Halle (Saale) werden folgende Vertreter benannt:

- der Oberbirgermeister
- zwei vom Stadtrat der Stadt Halle (Saale) zu entsendende Vertreter

2. Zur Vertretung der Kommune in der Tragerversammlung des Jobcenter Halle (Saale)
findet § 131 Kommunalverfassungsgesetz (KVG LSA) in der jeweils gultigen Fassung
entsprechend Anwendung.

3. Die Regelungen des 8§ 6 Abs. (4) ziff. 5 und 6 der Hauptsatzung der Stadt Halle
(Saale) finden fur die stadtischen Vertreter in der Tragerversammlung des Jobcenter
Halle (Saale) in der jeweils guiltigen Fassung entsprechend Anwendung.

4. Der Oberblrgermeister wird angewiesen, die erforderlichen Schritte zum Abschluss,
der in der Anlage 1 im Entwurf beigefigten 1. Anderungsvereinbarung, einzuleiten.



zu 5.2 Wirtschaftsforderungskonzept der Stadt Halle (Saale)
Vorlage: VI/2015/01317

zu5.2.1 Anderungsantrag der Fraktion MitBURGER fiir Halle = NEUES FORUM zur
Beschlussvorlage Wirtschaftsférderungskonzept der Stadt Halle (Saale)
(VI/2015/01317)
Vorlage: VI/2016/01693

zu5.2.2 Anderungsantrag der SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale) zur
Beschlussvorlage Wirtschaftsférderungskonzept der Stadt Halle (Saale)
(Vorlagen-Nr.: VI/2015/01317)
Vorlage: VI/2016/01632

zu 5.2.3 Anderungsantrag des Stadtrates Markus Klatte zur BV
Wirtschaftsforderungskonzept der Stadt Halle (Saale), Vorlagen-Nr.
V1/2015/01317
Vorlage: VI/2015/01579

zu 5.2.4 Anderungsantrag der SPD-Fraktion, Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
Fraktion MitBURGER fiir Halle/NEUES FORUM, Fraktion DIE LINKE zur BV
Wirtschaftsforderungskonzept der Stadt Halle (Saale)
Vorlage: VI/2015/01564

Welches Ziel wird mit dem Anderungsantrag unter dem Tagesordnungspunkt 5.2.1 verfolgt,
fragte Herr Dr. Meerheim.

Herr Wolter erklarte, dass es um die Méglichkeit geht, dass sich die Stadtratinnen und
Stadtrate das Informationsrecht tber alle Investorenanfragen sichern wollen.

Darauf meinte Herr Dr. Meerheim, dass dies hinderlich ist. Er sprach sich fur eine
abgeschwachte Form des Informationszuganges aus. Dementsprechend wird seine Fraktion
voraussichtlich einen Anderungsantrag zum Antrag unter Punkt 6.3 (Umgang
Investorenanfragen) stellen. Dabei soll unter anderem der Verwaltungsrat der BMA
BeteiligungsManagementAnstalt Halle (Saale) einbezogen werden, da dort alle Fraktionen
vertreten sind.

Herr Wolter beflrwortete das Vorgehen von Herrn Dr. Meerheim.

Herr Krause meinte, dass die Mitglieder Kenntnis davon haben missen, wenn
Verhandlungen mit Investoren abgebrochen werden; eine abschreckende Wirkung auf
potentielle Investoren soll vermieden werden. Dabei sollen alle Fraktionen einheitlich
informiert werden. Dies bestatigte Herr Wolter.

Herr Dr. Meerheim fihrte weiter aus, dass es einen Beschluss des Stadtrates zur
Entwicklungs- und Verwaltungsgesellschaft Halle-Saalkreis mbH gibt, worin die Ubertragung
bestimmter Ansiedlungsprojekte an diese geregelt ist. Der Anderungsantrag der Fraktion
MitBURGER fiir Halle/NEUES FORUM befand er in dem konkreten Fall fir hinderlich.



Das Wirtschaftsforderungskonzept wurde ausfihrlich im Fachausschuss diskutiert, legte
Herr Wolter dar. Es sollte auch so beibehalten bleiben, dass die jeweiligen Fachausschiisse
die ndtigen Impulse fir eine Beschlussfassung im Stadtrat geben.

Herr Dr. Meerheim bat um Abstimmung der Anderungsantrage und der Beschlussvorlage.

zu 5.2.4 Anderungsantrag der SPD-Fraktion, Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,

Fraktion MitBURGER fiir Halle/NEUES FORUM, Fraktion DIE LINKE zur BV
Wirtschaftsforderungskonzept der Stadt Halle (Saale)
Vorlage: VI/2015/01564

Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt nach Anderungen

7 Ja Stimmen
3 Enthaltungen

Beschlussempfehlung:

Der Beschlussvorschlag wird wie folgt geandert:

1)

2)

3)

4)

5)

In Punkt 4 wird vor ,Basis hierzu ist (...).“ folgender Absatz eingefugt: ,Das Erreichen
des Beschaftigungsziels wird an der Erhéhung des Bestandes an
sozialversicherungspflichtigen Beschéftigungsverhaltnissen im Stadtgebiet nach dem
Arbeitsortprinzip gemessen. Die Gesamtzahl der Arbeitsplatze im Stadtgebiet soll
sich bis zum Jahr 2024 um mindestens 4500 erhthen. Die Hélfte der neu zu
schaffenden Arbeitsplatze soll dabei 25 % Uber dem Mindestlohnbereich liegen.®
Punkt 4.8.1 wird ersetzt durch: ,Das Finanzziel wird durch eine Erhdéhung der
Einnahmen aus der Gewerbesteuer und des Gemeindeanteils  der
Einkommenssteuer um jeweils mindestens 25% in den nachsten 10 Jahren definiert.
Die Erhdhung ist unter Beibehaltung der gegenwartigen oder geringerer Hebesatze
zu erzielen.”

Am Ende von Punkt 4 (vor 4.1) wird folgender Absatz eingefligt: ,Uber die mit dem
Wirtschaftsforderungskonzept verfolgten Ziele (MessgréRen und angestrebte
Entwicklungsziele) wird dem Stadtrat jeweils Mitte des Jahres fur das Vorjahr —
erstmals in 2016 — berichtet. In dem Bericht ist auch die Verdnderung der
Branchenstruktur und die Entwicklung Halles im Vergleich zu den Wettbewerbern
Mitteldeutschlands aufzuzeigen. Auf Vorschlag des Ausschuss fir Wissenschafts-
und Wirtschaftsférderung sowie Beschéftigung sind hierzu Vertreter der heimischen
Wirtschaft und der Koordinator des Wirtschaftsbeirats zu héren. Die Verwaltung wird
zudem dazu aufgefordert, an das IWH mit der Bitte heranzutreten, mindestens einmal
jahrlich ein wirtschaftliches Lagebild der Stadt und des Umlandes im Ausschuss fir
Wissenschafts- und Wirtschaftsforderung sowie Beschéaftigung zu geben.

Punkt 4.1.2, Abs. 2, 2. Satz wird wie folgt geandert: ,Dies gilt nicht fir
Neuansiedlungen, die im Technologiepark Weinbergcampus oder in den
Grunderzentren MMZ, TGZ und Bio-Zentrum angesiedelt werden."

Zum Punkt ,,4.5 Ableitung von Entwicklungszielen und MaBnahmen fiir die
Bereiche Bestandspflege und Potentialentwicklung der Unternehmen nach
Branchen“ wird unter ,,4.5.2. MaBnahmen*“ erganzt:

»Weitere MaBnahmen bei der Betreuung von Bestandsunternehmen sind:



Umfassende Informations- und Lotsenfunktion

Unterstitzung bei Suche nach Fachkraften (in Zusammenarbeit mit

Arbeitsagentur und Jobcenter)

Unterstitzung bei Suche nach Erweiterungsflachen

Baustellenmanagement

Kongress- und Veranstaltungsservice

Begleitung von Genehmigungsverfahren

Unterstltzung bzw. Vermittlung von Investitionen in Bildung und Forschung

in Bestandsunternehmen

e Unterstutzung von Technologie- und Innovationstransfers (besonders in
bestehende kleine und mittlere Unternehmen)

e Unterstitzung bei der Anbahnung von internationalen Handelskontakten
Unterstitzung regionaler Unternehmen bei Vergabeverfahren (z.B. aktive
Ansprache bei laufenden Verfahren)

e FErarbeitung von Angebote speziell fur Handwerksbetriebe und kleine

Gewerbetreibende / Dienstleister (z.B. Schaffung von Gewerbeflache

adaquat zum Handwerkerhof, Vermittlung von Kooperationen /

gemeinsamen Projekten)“

6) Die Abbildung 5 auf S. 20 wird durch folgende differenziertere Grafik ersetzt:
Sozialversicherungspflichtige Beschéftigte im Juni 2013 nach
Branchen
Quelldaten: Regionaldatenbank Deutschland, Hrsg. Statistische
Amter des Bundes und der Lander

Land- und Produzierendes
Kunst, Forstwirtschaft, Gewerbe ohne
Unterhaltung, Fischerei (A) Baugewerbe (B-E)
Erholung, Priv. 0% 7%
Haush.,usw. Baugewerbe (F)
5% 5%
Off.Verw. Verteidig.,
Sozialvers.,Erz.-
u.Unterricht
37%

Information und
Kommunikation (J)
4%

Freiberufl,wissensch Erbringung von

aftl. techn. ——— Grundstticks- und Finanz- und
Dienstl.,sonst.DL Wohnungswesen (L) Vers.leistungen (K)
20% 2% 2%

Anzahl der Beschéftigten nach Branchen

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei (A) 40
Produzierendes Gewerbe ohne Baugewerbe (B-E) 6220
Baugewerbe (F) 4768
Handel, Gastgewerbe, Verkehr (G-I) 16260
Information und Kommunikation (J) 3820
Erbringung von Finanz- und Vers.leistungen (K) 1874
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Grundstucks- und Wohnungswesen (L) 1745

Freiberufl,wissenschaftl. techn. Dienstl.,sonst.DL 17833
Off.Verw.,Verteidig.,Sozialvers.,Erz.-u.Unterricht 33543
Kunst, Unterhaltung, Erholung, Priv. Haush.,usw. 4549
GESAMT 90652

In der Tabelle auf S. 58 wird unter Schwerpunktbranchen ,,Kommunikations-
und Verwaltungsdienstleistungen“ durch ,Handel und Dienstleistungen*
ersetzt.

Punkt ,,3.1.5 Kommunikations- und Verwaltungsdienstleistungen® wird in ,,3.1.5
Dienstleistungen® umbenannt und wie folgt gedndert:

»Rund 88% der sozialversicherungspflichtigen Beschiftigten der Stadt Halle
waren 2013 im Dienstleistungsbereich tatig (vgl. Abb. 6, 2.2.3
Wirtschaftsstrukturelle Entwicklung).

Dies unterstreicht die Bedeutung des Tertidren Sektors fur die bereits
bestehende und auch fur die kiinftige Wirtschaftsstruktur der Stadt.

Eine weitere Unterteilung des Dienstleistungssektors nach Beschaftigten zeigt,
dass der mit 37% weitaus grof3te Teil der Beschaftigten im Bereich
»offentlichen Verwaltung, Erziehung und Unterricht, Gesundheits- und
Sozialwesen* tétig ist.

Die wissenschaftlich-technischen und sonstigen Dienstleistungen ergeben
zusammen mit dem Bereich Information und Kommunikation 24% der
sozialversicherungspflichtigen Beschaftigten. Handel und Gastgewerbe
umfassen 18%. Der Bereich Kunst und Unterhaltung ergibt 5%, der
Immobilienbereich sowie der Finanz- und Versicherungsdienstleistungssektor
jeweils 2%.

Der hohe Anteil von 37% der Beschaftigten im sozialen Sektor, der Gesundheit,
der Bildung und der Verwaltung unterstreicht dessen grof3e Bedeutung fiir das
Oberzentrum Halle und legt eine Stabilisierung und Ausbau dieses Bereiches
nahe.

Offentliche Einrichtungen bilden dabei quasi das Riickgrat dieses
Wirtschaftszweiges und sollten durch weitere Initiativen und Einrichtungen mit
und aus dem privaten Bereich erganzt werden. Das betrifft sowaohl
Neuansiedlungen von Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen als auch
spezialisierte Bildungsangebote privater Tréger.

Schon jetzt ist das Oberzentrum Halle Sitz zahlreiche modernen und
spezialisierter Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen, deren Bedeutung in dem
Malle steigt, wie die soziale Infrastruktur im landlichen Umfeld ausgedinnt und
gleichzeitig die Alterung der Bevdlkerung in Sachsen-Anhalt
tberdurchschnittlich zunehmen wird.

Regional bedeutsame Gesundheitseinrichtungen (Auswabhl):
e Universitatsklinikum Halle (Saale)
Diakoniekrankenhaus Halle
Krankenhaus St. Elisabeth und St. Barbara
Krankenhaus Martha-Maria Halle-Ddlau
Universitatsklinik und Poliklinik fiir Zahnarztliche Prothetik
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o Berufsgenossenschaftliche Kliniken Bergmannstrost
o Saale Klinik Halle

Pflegeeinrichtungen (Auswabhl):
e Stiftung Hospital St. Cyriaci et Antonii
o Paul-Riebeck-Stiftung zu Halle an der Saale
e Hospiz am St. Elisabeth-Krankenhaus GmbH

Die Stadt Halle kann auf eine lange und erfolgreiche Bildungstradition
zuriickblicken und hat sich dabei einen exzellenten Ruf erarbeitet. Ausgehend
von einem breiten Bildungsangebot erfolgt der Briickenschlag zur Forschung
sowie zur konkreten Anwendung. Die Martin-Luther-Universitat Halle ist nicht
nur wichtiger Arbeitgeber, sondern ebenso regionaler ,,Umsatzgenerator” und
tragt malRgeblich zur demografischen Verjingung und zur Stabilisierung der
Einwohnerzahl in Halle bei.

Die Herausforderung fiir die Stadt Halle besteht darin, den vorhandenen
Bildungsstandort zu starken und weitere Investitionen privater Bildungstrager
zu fordern. Neben dem hochqualifizierten Bereich erfordert dies ebenso
Bildungsangebote fir geringe und mittlere Qualifikationen, um den regionalen
Arbeitsmarkt und die angestrebten Entwicklungsbranchen (z.B. Logistik) mit
Fachkraften zu versorgen.

Bildungseinrichtungen (Auswahl):

e Martin-Luther-Universitat Halle-Wittenberg
Franckesche Stiftungen zu Halle
BBI - Bildungs- und Beratungsinstitut GmbH
DAA Deutsche Angestellten-Akademie GmbH
Euro Akademie Halle
WBS TRAINING SCHULEN gGmbH - Halle (Saale)
mse Halle GmbH

Neue Gesundheits- und Bildungseinrichtungen figen sich gut in bereits
bestehende stadtrdumliche Zusammenhange ein und unterstiitzen positive
Stadtentwicklungstendenzen, z.B. in Halle-Glaucha und im Umfeld des
Weinbergcampus. Als sekundarer Effekt tragt die hohe Besuchsfrequenz dieser
Einrichtung ihrerseits zur Belebung von Handel-, Gastronomie und weiteren
Dienstleistungen bei.

Die Bedeutung der wissenschaftlichen, technischen und
informationstechnologischen Dienstleistungsbereiche wurde bereits in den
vorangegangenen Abschnitten 3.1.1 bis 3.1.4. beleuchtet. Der
Dienstleistungsbereich Handel wird unter 3.1.10 dargestellt.

Der Bereich Kommunikations- und Finanzdienstleistungen lasst sich zu einem
Bereich zusammenfassen und macht ca. 6% der sozialversicherungspflichtig
Beschaftigten aus.

Hierzu zahlen die folgenden Unternehmen:
o S Direkt-Marketing GmbH & Co. KG
Finanz-Service Commerz Transaction Services Ost GmbH
Buw customer care operations Halle GmbH
3wphone GmbH
KVM Service Plus Kundenservice und Vertriebsmanagement GmbH

-12 -



Hierbei handelt es sich oftmals um Beschaftigungen mit eher geringer bzw.
mittlerer Qualifikation. Die Tendenzen der letzten Jahre verdeutlichen jedoch
eine Fortentwicklung der Dienstleistungen zu komplexen Verwaltungs-,
Datenhaltungs- und Serviceangeboten mit deutlich steigenden Anforderungen
und Qualifikationen.*

Punkt ,,3.1.10 Handel“ wird wie folgt erganzt:

»Weitere MaBnahmen zur Férderung des Einzelhandels sind:

¢ konsequente Umsetzung des Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes,
Behebung der in dessen Analyseteil festgestellten Defizite

o Festlegung einer am tatsachlichen Bedarf orientierten ,,Einkaufsmeile*
im A-Zentrum Halle-Innenstadt, Fokussierung von Mafinahmen auf
diesen Bereich

e Verdichtung im Innenstadtbereich, Entwicklung von Verkaufsflachen /
Nachnutzung von Leerstanden und Brachen

e weitere Belebung der Innenstadt durch Entwicklung von Flachen mit
Funktionsmischung: Handel, Dienstleistung, Gastronomie, Erlebnis,
Wohnen, Arbeiten

e Aufwertung der Innenstadt durch Verbindung von Einkauf und Erlebnis
(gezielte Forderung und Initiierung von Veranstaltungen, Pflege der
grinderzeitlichen Stadtkulisse) sowie durch Verbesserung der
Aufenthaltsqualitat (Kunst im offentlichen Raum, Begrinungen,
Stadtmadblierung)

e aktive Zusammenarbeit zwischen Stadtverwaltung, City- und
Handlergemeinschaft, sowie dem Citymanager

e konzeptionelles Vorgehen bei der Entwicklung des innerstadtischen
Tourismus- und Kongressstandortes

e konzeptionelles Vorgehen bei der Gewinnung von Investoren im Bereich
Handel

e aktive Ansprache von grof3en Handelsh&usern bzgl. Investitionen (auch
hoherwertige Marken)

e Sicherung von Frequenzbringern und Ankermietern

e regionale Werbung fiir den Einkaufsstandort Halle; dazu Abstimmung
zwischen Stadt, Stadtmarketing und Handlergemeinschaft zum
konzeptionelles Vorgehen

e Unterstiitzung der Werbung und Offentlichkeitsarbeit kleiner
Einzelhandler, standige Verifizierung der Wirkung dieser MalBhahmen

e Nennung und stédndige Aktualisierung strukturbestimmenden
Unternehmen des Einzelhandel auf www.halle.de*

7) Es wird eingefugt: ,,4.7 Ableitung von Entwicklungszielen und MaBnahmen zur
Zusammenarbeit in der Metropolregion Mitteldeutschland und mit dem
Saalekreis“. Die bisherigen Punkte 4.7 und 4.8 werden beibehalten und erhalten
die Nummern 4.8 und 4.9.

Unter ,4.7 Ableitung von Entwicklungszielen und MaBnahmen zur
Zusammenarbeit in der Metropolregion Mitteldeutschland und mit dem
Saalekreis“ wird eingefuigt:

»4.7.1 Ziele

Die Metropolregion Mitteldeutschland ist die wichtigste Ubergeordnete
Wirtschaftsstruktur fur die Stadt Halle. Mit dieser landertbergreifenden
wirtschaftlichen Verflechtung erh6hen sich fur die Stadt die Moglichkeiten der
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regionalen, wirtschaftlichen Zusammenarbeit und die Chance der verstarkten
internationalen Wahrnehmung. Die Stadt Halle setzt sich zum Ziel, die
Aktivitaten der Metropolregion durch ein besonderes Engagement zum Erfolg
zu fuhren. Sie strebt die Prozessfiuhrerschaft bei wichtigen Projekten an und
orientiert auf eine nachhaltige Zusammenarbeit besonders mit der Stadt Leipzig
und dem Saalekreis als Nachbarn bzw. Kernakteuren der Metropolregion.
4.7.2 MaRnahmen
Die Malnahmen zu Entwicklungszielen in Hinblick auf die Metropolregion
Mitteldeutschland ergeben sich im Wesentlichen aus der Struktur der
bestehenden Arbeitsgruppen und Projekte in der Metropolregion. Die aktive
Beteiligung der Stadt findet u.a. in den fur die Stadt wichtigen Projekten wie der
Entwicklung einer Gewerbeflachendatenbank, die Verbesserung des
Offentlichen Personennahverkehrs oder der Immobilienmesse EXPO REAL
Statt.
MalRRnahmen zur Zusammenarbeit mit dem Saalekreis sind:
o Verstarkte Zusammenarbeit der Verwaltungen und wirtschaftspolitischen
Gremien
e Planung und Ausweisung gemeinsamer Gewerbeflachen
e Erhaltung der StralBenbahniberlandlinie in den Saalekreis
e Erleichterung des Pendlerverkehrs in beiden Richtungen (Verbesserung
von OPNV- und Bahn- und Stral3enverbindungen, Ausbau der
Radwegeverbindung zum Value-Park durch Elsteraue)
e Abstimmung bei der Gewinnung und Ausbildung von Fachkraften fir die
Region.
e Erhaltung / Ausbau regionaler Versorgungskreislaufe in Landwirtschaft,
Produktion, Dienstleistung

4.7.3 Messgrofzen

Als MessgrofRen fir die Zusammenarbeit in der Metropolregion dienen die
Anzahl der erfolgreich umgesetzten Projekte in den Arbeitsgruppen, die Anzahl
der angesiedelten Unternehmen auf Grund der Arbeit in den Gremien der
Metropolregion und die Anzahl der damit verbundenen Arbeitsplatze sowie die
daraus folgenden steuerlichen Einnahmen.

MessgréRen einer erfolgreichen Zusammenarbeit mit dem Saalekreis sind: die
Anzahl der Pendler, die Qualitat der Verkehrsanbindung in beiden Richtungen
und die Anzahl gemeinsam realisierter Wirtschaftsansiedlungen.“

Zum Punkt ,,4.4 Ableitung von Entwicklungszielen und MaBnahmen fiir den
Bereich Gewerbegebietsentwicklung und Verbesserung der
Standortbedingungen in Halle (Saale)“ werden Erganzungen vorgenommen.
Unter ,,4.4.1 Entwicklungsziele“ wird erganzt:

,Das Angebot von Fachkraften ist fir Unternehmen ein wichtiger
Standortfaktor. Nach wie vor besteht in Halle (Saale) teilweise eine erhebliche
Diskrepanz zwischen Ausbildungsprofil und Arbeitsplatzangebot, was
zwangslaufig zu einer Abwanderung von Fachkraften bzw. Fachkraftemangel
fuhrt. Einen besonderen Schwerpunkt bilden daher die erwdhnte Verbesserung
der Fachkraftesituation, also die Anwerbung von Fachkraften auf3erhalb von
Halle und die branchenspezifische Entwicklung von Qualifizierten vor Ort. Die
betrifft nicht nur hochqualifizierte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,
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sondern ebenso Arbeitskrafte flr den gewerblichen Bereich oder die
Logistikbranche.

Ein weiteres Ziel besteht in der Sicherung und Verbesserung der weichen
Standortfaktoren, die den Wirtschaftsstandort Halle sowohl fir Unternehmen
aber auch fur Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und deren Familien
attraktiver machen. Hierzu zahlen die Wohn- und Lebensbedingungen, die
soziale und medizinische Versorgung, das Kultur-, Sport- und Bildungsangebot
sowie die Freizeit- und Einkaufsmaoglichkeiten.

In vielen Bereichen kann die Stadt bereits jetzt positiv punkten, z.B. als grinste
Grol3stadt Deutschlands oder mit einem differenzierten Angebot an
preiswertem Wohnraum. Hier gilt es, das regionale und Uberregionale
Wahrnehmungsprofil zu scharfen.”

Unter ,,4.4.2 MaBnahmen“ wird erganzt:
»Zu den kurzfristigen Aufgaben des neu zu entwickelnden Bereiches
»Fachkraftesicherung“ des DLZ WW gehort die Erarbeitung eines Konzeptes
zur Anwerbung und Entwicklung von Fachkraften in Bezug auf die unter ,3
Branchenstatus und Fokussierung”“ dargestellte und angestrebte
Branchenstruktur. Das Konzept soll einerseits eine Analyse des
Ausbildungsprofils und Arbeitskrafteangebotes sowie des perspektivisch
nachgefragten Fachkraftebedarfs andererseits enthalten. Im Folgenden sind
MalRnahmen daraus abzuleiten.
Die Analyse des Ausbildungsprofils und Arbeitskrafteangebotes soll u.a.
umfassen:
e Schwerpunkte der Ausbildung in Halle
e Ausbildungseinrichtungen in Halle
e Unterscheidung: Akademische Ausbildung > Arbeitsplatze in Forschung,
Berufsausbildung > produktiver Bereich
e Abstimmung mit dem Arbeitsmarktprogramm
Die Analyse des Fachkraftebedarfs soll u.a. beinhalten:
e detailliert Untersuchung zu den einzelnen Zweigen der
Dienstleistungsbranche
e Darstellung des Bedarfs in Zusammenarbeit mit IHK, HK, Agentur fur
Arbeit, Jobcenter
In den abzuleitenden MaRnahmen soll u.a. eingegangen werden auf:
e Darstellung eines Zielprofils fir den Ausbildungsbereich in Halle
anzustrebenden Struktur berufsbildender Schulen in Halle
Foérderung der Zusammenarbeit von Schule und Wirtschaft
besondere Forderungen von Jugendlichen im Bereich MINT (Mathematik,
Informatik, Naturwissenschaften, Technik)
Initiierung von Wettbewerben
Etablierung als Ausbildungsstandort fur Logistik

MaRnahmen und ZielgroRen zur Entwicklung weicher Stadtortfaktoren werden
detailliert in weiteren fachspezifischen Konzepten und Programmen der Stadt
Halle dargestellt, z.B. im Integrierten Stadtentwicklungskonzept oder dem
Einzelhandels- und Zentrenkonzept.

Als exemplarischen MaBnahmen mit starkem wirtschaftlichen Bezug seinen
hier genannt:

e die Forderung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie durch soziale
Maflnahmen und Einrichtung; Verbesserung der Familienfreundlichkeit
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e Sicherung eines breiten Bildungsangebotes (z.B. Internationale Schule,

bilinguale Kindertageseinrichtungen)

Sicherung eines bezahlbaren und differenzierten Wohnungsangebotes

Fortfihrung des Stadtumbaus, Sicherung der historischen

Gebaudeensembles und Aufwertung der 6ffentlichen Raume

Forderung des Breitensports

Erhaltung des Pradikats ,,griinste GroBstadt Deutschlands*

flachendeckende Versorgung mit schnellen Internetverbindungen.

breite Forderung von Kunst und Kultur, z.B. der Handelfestspiele als

investorenaffine Kulturveranstaltung

e Erhalt und Ausbau eines kostengiinstigen offentlichen
Personennahverkehrs*

Unter ,,4.4.3 MessgrofRen wird ergéanzt:

»Als MessgroBen fiir weiche Standortfaktoren dienen: die Anzahl der Kinder
pro Kindertageseinrichtungen, die Einrichtung einer internationalen Schule, die
Anzahl  bilingualer  Kindertageseinrichtungen, die durchschnittlichen
Mietaufwendungen, die eingesetzten Mittel fir Sanierung und Stadtumbau, die
Anzahl der Mitglieder in Sportvereinen, die Erhaltung des Pradikats ,griinste
Grof3stadt Deutschlands“, die Anzahl der versorgten Haushalte und
Unternehmen mit einer schnelle Internetverbindung, die Ausgaben fir Kunst
und Kultur sowie die Qualitat im Verhdltnis zum Preis fur o6ffentlichen
Personennahverkehr.

zu 5.2.3 Anderungsantrag des Stadtrates Markus Klatte zur BV
Wirtschaftsforderungskonzept der Stadt Halle (Saale), Vorlagen-Nr.
VI1/2015/01317
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Vorlage: VI/2015/01579

Abstimmungsergebnis: mehrheitlich abgelehnt
2 Ja Stimmen
4 Nein Stimmen
4 Enthaltungen

Beschlussempfehlung:

1)) Auf S. 45 wird ein neuer Punkt eingefuigt (Nr. 7)

7. Regionale Zusammenarbeit

Fur die Entwicklung ist die direkte Zusammenarbeit mit den Akteuren,
insbesondere Saalekreis und den Kommunen sowie Unternehmen in der
Region, wichtig und wird verfolgt.

(der Folgende Punkt: "Einbringung in tberregionale und internationale
Netzwerke...erhalt Nr. 8)

2) Die Autoren des Wirtschaftsforderungskonzeptes werden aufgefordert, dieses
Anliegen in die konkrete Planung zu Uberfuhren.

zu5.2.2 Anderungsantrag der SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale) zur
Beschlussvorlage Wirtschaftsférderungskonzept der Stadt Halle (Saale)
(Vorlagen-Nr.: VI1/2015/01317)
Vorlage: VI/2016/01632

Abstimmungsergebnis: mehrheitlich zugestimmt
5 Ja Stimmen
1 Nein Stimme
4 Enthaltungen

Beschlussempfehlung:

Es wird ein zweiter Beschlusspunkt eingefligt:

2. Der Stadtrat nimmt Regelungsinhalte des Wirtschaftsforderungskonzeptes, die die
innere Organisation der Verwaltung betreffen, zur Kenntnis.

zu 5.2.1  Anderungsantrag der Fraktion MitBURGER fiir Halle — NEUES FORUM zur
Beschlussvorlage Wirtschaftsférderungskonzept der Stadt Halle (Saale)
(VI1/2015/01317)
Vorlage: V1/2016/01693

Abstimmungsergebnis: mehrheitlich abgelehnt
1 Ja Stimme
9 Nein Stimmen
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Beschlussempfehlung:

Auf Seite 87 vor dem Punkt 5.3. wird folgender Wortlaut eingefugt:

Ungeachtet der konkreten Organisationsstruktur der Wirtschaftsférderung, einschlie3lich der
hier erfolgten Aufgabenverteilung und Schnittstellendefinition, werden der Stadtrat und
dessen Ausschisse in allen Arbeitsstadien eng eingebunden. Dies beinhaltet eine
fortlaufende und frihzeitige Unterrichtung Uber alle wesentlichen Geschéftsvorfalle /
Investorenanfragen, wobei auch im Falle einer Aufgabenwahrnehmung aufRerhalb des DLZ
Wirtschaft und Wissenschaft in allen Fragen der Wirtschaftsforderung dem Stadtrat und
dessen Ausschissen die gleichen Informations- / Mitwirkungsrechte gewéhrt werden, wie
diese im Falle einer Aufgabenerledigung unmittelbar durch die Verwaltung besttinden.

zu 5.2 Wirtschaftsforderungskonzept der Stadt Halle (Saale)
Vorlage: VI/2015/01317

Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt mit Anderungen
7 Ja Stimmen
3 Enthaltungen

Beschlussempfehlung:

Der Stadtrat beschlief3t das Wirtschaftsforderungskonzept der Stadt Halle (Saale).

Herr Dr. Meerheim erkundigte sich bei den Mitgliedern, ob es zum nicht 6ffentlichen
Beteiligungsreport der BMA Fragen gibt. Dies war nicht der Fall, sodass die Vertreter der
Gesellschaft die Sitzung verlassen konnten.

zu 5.3 Baubeschluss zur Sanierung der Grundschule Glaucha und Genehmigung
einer Uberplanmafigen Verpflichtungsermachtigung im Haushaltsjahr 2016
Vorlage: VI/2016/01698

Es gab keine Wortmeldungen und Herr Dr. Meerheim bat um Abstimmung der Vorlage.

Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt nach Anderungen

Beschlussempfehlung:

1. Der Stadtrat beschliel3t die Sanierung der Grundschule Glaucha.

2. Der Stadtrat beschlie3t die UberplanméRige Verpflichtungsermachtigung (VE) im
Haushaltsjahr 2016 fir die BaumafRnahme ,Grundschule Glaucha® in H6he von 384.000
€ aus dem PSP-Element 8.21101024.700/Kostenart 78510000. Die Deckung erfolgt aus
der Verpflichtungsermachtigung zum Vorhaben ,Fdrderschulzentrum, C.-Schorlemmer-
Ring 62/64“ mit dem PSP-Element 8.22101013.700/Kostenart 78510000 in HOhe von
384.000 €.

zu 54 Baubeschluss fur Fluthilfemal3inahme Nr. 65a Neubau 3-Felder-Sporthalle
am Standort "Steg"
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Vorlage: V1/2016/01682

Hierzu merkte Herr Krause an, dass die Mitglieder seiner Fraktion vorbehaltlich des Votums
des Ausschusses fur stadtische Bauangelegenheiten und Vergaben nach der VOB, VOL,
HOAI und VOF der Vorlage zustimmen werden. Der Finanzausschuss tbernahm diesen
Vorbehalt.

Herr Dr. Meerheim bat um Abstimmung der Vorlage.
Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt

vorbehaltlich dem Votum des Vergabeausschusses
(21.04.2016)

Beschlussempfehlung:

Der Stadtrat beschlief3t die Realisierung der Fluthilfemalinahme Nr. 65a, Neubau einer 3-
Feld-Sporthalle am Standort ,Steg“, entsprechend der Richtlinie tiber die Gewahrung von
Zuwendungen zur Beseitigung der Hochwasserschaden 2013 (Richtlinie
Hochwasserschaden Sachsen-Anhalt 2013).*

zu 5.5 Neubau eines Hortgebéudes auf dem Schulgelande der Grundschule
»G. E. Lessing” Schleiermacher Str. 30 b, 06114 Halle (Saale)
Vorlage: V1/2016/01689

Hierzu merkte Herr Krause ebenfalls an, dass die Mitglieder seiner Fraktion vorbehaltlich
des Votums des Ausschusses flr stadtische Bauangelegenheiten und Vergaben nach der
VOB, VOL, HOAI und VOF der Vorlage zustimmen werden. Der Finanzausschuss tibernahm
diesen Vorbehalt.

Herr Aldag erkundigte sich, ob der Neubau des Spielfeldes in der Malinahme enthalten ist.
Dies verneinte Herr Bielecke; es ist aber Teil der Baustelle und wird auch wieder hergestellit.
Er sagte, dass allerdings eine Laufbahn bereits vorhanden ist und aus diesem Grund diese
Form der Bebauung gewahlt wurde.

Weiter wollte Herr Aldag wissen, wie die Flache vor dem Gebdude gestaltet werden soll.
Darauf erklarte Herr Bielecke, dass es vorgesehen ist, diese Flachengestaltung in das
langfristige stadtische Programm mit aufzunehmen. In erster Linie steht aber die Herrichtung
des Hortgebaudes im Vordergrund. Verbessert werden kann die Flache momentan mit dem
vorhandenen Budget leider nicht.

Herr Dr. Meerheim bat um Abstimmung der Vorlage.
Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt

vorbehaltlich dem Votum des Vergabeausschusses
(21.04.2016)

Beschlussempfehlung:

1. Der Stadtrat beschliel3t den Neubau eines Hortgebaudes fur die Grundschule
,G. E. Lessing"
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2. Der Stadtrat beschlie3t die Uberplanmafige Verpflichtungsermachtigung (VE) im
Haushaltsjahr 2016 fir die BaumalRnahme ,Hortneubau Schleiermacherstrale® in
Hohe von 677.300 € mit dem PSP-Element 8.36501010.700/Kostenart 78510000.
Die Deckung erfolgt aus der Verpflichtungsermachtigung zum Vorhaben
.Forderschulzentrum, C.-Schorlemmer-Ring 62/64“ mit dem PSP-Element
8.22101013.700/Kostenart 78510000 in Hohe von 677.300 €.

Zu 5.6 Foérderung der Veranstaltung "Halle singt" am 28.05.2016
Vorlage: VI/2016/01778

zu5.6.1 Anderungsantrag der SPD-Fraktion zur BV Forderung der Veranstaltung
"Halle singt" am 28.05.2016
Vorlage: V1/2016/01849

Frau Dr. Marquardt teilte mit, dass im Kulturausschuss dem Anderungsantrag zugestimmt
wurde. Die Verwaltung hat daraufhin die Anderungen in ihre Vorlage ubernommen.
Allerdings wurde weder vom Veranstalter und damit auch nicht von der Verwaltung ein
geadnderter Finanzplan vorgelegt.

Frau Plath wies darauf hin, dass die Veranstaltung bereits Ende Mai stattfinden soll und
somit eine Entscheidung herbeigefihrt werden sollte.

Der Kulturausschuss wollte die Vorlage urspringlich vertagen, erklarte Frau Dr. Wiinscher,
da es zu viele offene Fragen gab. Wegen Zeitdruck wurde sich mit groRBer Mehrheit darauf
verstandigt, diese in den weiteren Gremienlauf zu belassen. Allerdings sollte zwingend der
geadnderte Finanzplan vorgelegt werden, dies ist bisher nicht geschehen. Laut Punkt eins der
Vorlage soll auf eine laut Stadtratsbeschluss gesperrte Summe im Haushalt zugegriffen
werden, sagte sie weiter. Diese Summe ist Bestandteil der kulturellen Projektférderung und
ebenso gebunden. Nachdem diese Forderung in Ganze im Kulturausschuss behandelt
wurde, wird sie nun in der Beschlussvorlage umgangen.

Wenn die Mittel fir das Kinderchorfestival fir 2016 aufgehoben werden, heil3t es nicht, dass
es im Jahr 2017 durchgefiihrt wird, machte Frau Dr. Wiinscher deutlich. Weiter sagte sie,
dass es sich bei ,Halle singt“ um eine eineinhalbstiindige Veranstaltung handelt, welche auf
der Ratshoftreppe stattfinden soll. Sie beméngelte die hoch ausfallenden Honorare im
Vergleich zu anderen Projekten, welche mehr bieten. Eine Relation ist dabei nicht erkennbar.

Weiter kritisierte Frau Dr. Wiinscher, dass die Sponsoren nicht namentlich aufgefuhrt sind.
Sie sagte weiter, dass es fraglich ist, ob die Veranstaltung nicht im Kontrast zur
beschlossenen Vorlage ,Konzeptionelle Uberlegungen zur Chorlandschaft der Stadt Halle
(Saale) und Grundsatzbeschluss Forderung® steht.

Frau Dr. Marquardt erklarte, dass der Finanzplan von der Verwaltung nicht geandert
werden kann, da dieser vom Veranstalter vorgelegt wird. Zur institutionellen Férderungen
fuhrte sie die Singakademie an; diese hatte eine solche Forderung bekommen und haben
zusatzlich ein internationales Chorfestival durchgefihrt, dafir gab es ebenfalls mehr Mittel.
Die Veranstaltung ,Halle singt” war nicht geplant und wurde spontan organisiert.

Zu den Sponsoren informierte sie, dass dies Angelegenheit des Organisators ist, ebenso das
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Thema Catering.

Frau Plath konnte die Bedenken von Frau Dr. Wiinscher nicht nachvollziehen. Sie meinte,
dass der Anlass fir die Veranstaltung dieses Jahr gut ausgewahlt ist.

Herr Aldag meinte, dass sich viele Fragen aus dem Finanzplan ergeben, ein solcher sollte
unbedingt sauber gefuhrt werden. Auch er befand die Kosten fiir zu hoch angesetzt.

Nach der weiteren Diskussion zur Zustandigkeit zwischen Herrn Dr. Meerheim, Herrn
Cierpinski und Herrn Wolter, stellte Herr Wolter einen Geschéaftsordnungsantrag auf
Nichtbehandlung der Vorlage, da der Finanzausschuss nicht zustandig ist. Einen Beschluss
zur Aufhebung der gesetzten Sperre in der Haushaltsposition kann der Ausschuss nicht
treffen. Herr Dr. Meerheim erklarte abschlieRend, dass der Finanzausschuss Teilbeschliisse
bei Wertgrenzen aufheben kann.

Daraufhin bat Herr Dr. Meerheim um Abstimmung des Geschéftsordnungsantrages von
Herrn Wolter auf Nichtbehandlung.

Abstimmungsergebnis Geschéftsordnungsantrag: mehrheitlich zugestimmt
7 Ja Stimmen
2 Nein Stimmen
1 Enthaltung

zu 5.6.1 Anderungsantrag der SPD-Fraktion zur BV Forderung der Veranstaltung
"Halle singt" am 28.05.2016
Vorlage: VI/2016/01849

Abstimmungsergebnis: Nichtbehandlung
nach GOA von Herrn Wolter

Beschlussvorschlag:

Der Antrag wird wie folgt gedndert:

1. Die bisherige Regelung zur Finanzierung des Kinderchorfestivals wird fiir 2016
aufgehoben.

2. Der Finanzplan der Veranstaltung "Halle singt" ist zu Uberarbeiten.

BeschliefRt der Stadtrat auf Basis des Uberarbeiteten Finanzplanes, dass der Veranstaltung
»Halle singt” ein stadtischer Zuschuss gewahrt wird, so erfolgt Bdie Finanzierung erfolgt aus
dem Sachkonto 53180000 — Zuschiisse an Ubrige Bereiche -unter Verwendung der 15.000 €, die bei
der Entscheidung lber die Forderung entsprechend der Richtlinie der Stadt Halle (Saale) tber die
Gewahrung von Zuwendungen zur Férderung der freien Kulturarbeit und fir kulturelle Vorhaben im
Haushaltsjahr 2016 im Kulturausschuss am 02.03.2016 nicht vergeben w

Zu 5.6 Foérderung der Veranstaltung "Halle singt" am 28.05.2016
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Vorlage: VI/2016/01778

Abstimmungsergebnis: Nichtbehandlung
nach GOA von Herrn Wolter

Beschlussvorschlag:

1. Die bisherige Regelung zur Finanzierung des Internationalen
Kinderchorfestivals wird fur 2016 aufgehoben, da das Festival 2016 nicht
stattfindet.

2. Der Stadtrat beschlie®t, die Veranstaltung ,Halle singt* am 28.05.2016 auf den
Ratshoftreppen mit 4.400 € zu unterstitzen.

3. Die Finanzierung erfolgt aus dem Sachkonto 53180000 — Zuschisse an ubrige
Bereiche unter Verwendung der 15.000 €, die bei der Entscheidung Uber die
Forderung entsprechend der Richtlinie der Stadt Halle (Saale) tber die Gewahrung
von Zuwendungen zur Forderung der freien Kulturarbeit und fur kulturelle Vorhaben
im Haushaltsjahr 2016 im Kulturausschuss am 02.03.2016 nicht vergeben wurden.

Zu 6 Antrage von Fraktionen und Stadtréaten

Zu 6.3 Antrag der SPD-Fraktion und der Fraktion DIE LINKE zum Umgang mit
Investorenanfragen
Vorlage: VI/2016/01649

Herr Dr. Meerheim verwies auf seine Ausflihrungen zum Tagesordnungspunkt 5.2. Seine
Fraktion hat einen Anderungsantrag zum Antrag der SPD-Fraktion und der Fraktion DIE
LINKE zum Umgang mit Investorenanfragen vorbereitet. Dabei soll das Gremium
Hauptausschuss ersetzt werden durch den Verwaltungsrat der BMA und dem Aufsichtsrat
der EVG. Des Weiteren soll die Investitionssumme herabgesenkt werden auf 5 Mio. EUR.
Wenn weiterfilhrende Verhandlungen nicht geplant sind, sollen die Stadtratinnen und
Stadtrate unverzuglich davon in Kenntnis gesetzt werden.

Herr Krause unterstiitzte die Anderungen und tibernahm diese im Namen seiner Fraktion fir
den Antrag.

Zum nun geanderten Antrag, fragte Herr Wolter nach einer Stellungnahme der Verwaltung.
Frau Hintz pflichtete ihm bei, eine Reaktion im Hauptausschuss wére wiinschenswert.

Darauf erklarte Herr Geier, dass die Verwaltung dies vorerst nur zur Kenntnis nehmen kann.
Der Passus zum Verwaltungsrat der BMA ware entbehrlich, sagte er. In den Sitzungen des
Verwaltungsrates gibt es einen Tagesordnungspunkt, wobei immer die Portfolios der
Gesellschaften durchgesprochen werden. Dem widersprach Herr Dr. Meerheim, der Punkt
ist nicht entbehrlich.
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Herr Krause machte deutlich, dass die Verwaltung an einer Informationsweitergabe an die
Fraktionen interessiert sein sollte.

Herr Dr. Meerheim bat um Abstimmung des so gednderten Antrages.

Abstimmungsergebnis: mehrheitlich zugestimmt nach Anderungen

Beschlussempfehlung:

1. Die Stadtverwaltung wird beauftragt, den

Verwaltungsrat der BMA und den Aufsichtsrat der EVG uber Interessenbekundungen
privater Akteure mit einer voraussichtlichen Investitionssumme von tber 25 5 Mio. Euro
unverziglich fur den Fall in Kenntnis zu setzen, dass

2. Beabsichtigt-die Stadtverwaltung keine weiterfiihrenden Verhandlungen mit einem
potentiellen Investor oben genannter Grol3enordnung aufzunehmen oder aufgenommene
Verhandlungen zu beenden bzw. durch den jeweiligen Prozessbevollméchtigten einer
stadtischen Gesellschaft beenden zu lassen. Hierzu bedarf dies es einer ausdriicklichen

Ermachtigung qua Beschluss durch den-Stadtrat(alternativ-durch-den-Finanzausschuss)- die

benannten Gremien.

3. 2. Der Oberblrgermeister wird beauftragt, alle zur Umsetzung des Beschlusspunktes 2 1
notwendigen Gesellschafterweisungen in die entsprechenden Gesellschafterversammlungen
einzubringen.

4. 3. Der Oberbilrgermeister als Vertreter der Gesellschafterin ,Stadt Halle (Saale)“ wird

angewiesen, in allen Gesellschafterversammlungen bzgl. der in Punkt 3- 2 genannten
Gesellschafterweisungen mit ,Ja“ zu stimmen.

zu’7 schriftliche Anfragen von Fraktionen und Stadtréaten

Schriftliche Anfragen von Fraktionen und Stadtraten lagen nicht vor.

zu 8 Mitteilungen

zu 8.1 Informationsvorlage zu den finanziellen Auswirkungen der Stadt Halle in
Umsetzung des Aufnahmegesetzes, Asylgesetzes, Asylbewerberleistungs-
gesetzes sowie weiterfihrender Gesetze und Erlasse im Jahr 2015
Vorlage: VI/2016/01699

Herr Geier fuhrte in die Informationsvorlage ein. Besonders wies er darauf hin, dass alle
Personalkosten, welche aus Aufgabe die das Asylbewerberleistungsgesetz ausgefiihrt
werden, werden nicht erstattet. Fir die Stadt Halle (Saale) ergeben sich solche Kosten in
Hohe von ca. 1 Mio. EUR.
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Herr Krause erkundigte sich, ob die Ist-Situation 2015 mit dem Jahr 2016 vergleichbar ist
oder ob es eine andere Prognose gibt.

Darauf antwortete Herr Geier, dass sich die Zuweisung der Flichtlingszahlen deutlich
auswirkt; momentan gibt es nur wenige Zuweisungen. Der Verlauf des Jahres bleibt
abzuwarten.

Eine Fallpauschalabrechnung durch das Land wére fur die Stadt als positiv einzuschatzen,
erklarte Herr Geier weiter. Sollte es eine Spitzabrechnung geben, dann wirde die Stadt alle
Sachkosten erstattet bekommen, die Personalkosten aber wirden zu Lasten der Stadt
gehen.

Herr Wolter bezog sich auf das Asylbewerberleistungsgesetz. Er wollte wissen, um welche
Personalkosten es sich tatséchlich handelt. In der Darstellung ist der zusatzliche Bedarf, der
sich aus der Zuweisung der Fluchtlinge im zweiten Halbjahr 2015 ergibt, aufgefthrt.

Weiter fragte Herr Wolter, ob die Fallpauschale weiterhin bei 10.470 EUR liegt. Dies
bestatigte Herr Geier, auf diesen Betrag hat man sich geeinigt. Dabei sind alle Kosten
zusammengefasst, wie zum Beispiel Anmietung von Raumlichkeiten, Betriebskosten u. a..

Was unterscheidet die genannten Personalkosten zu den Personalkosten aus dem
Aufnahmegesetz, erkundigte sich Frau Plath. Im Gesetz ist verankert, dass die
Fallpauschale ohne Personalkosten angesetzt wird, sagte Herr Baus.

Laut 8 2 (1) AufnG, erstattet das Land den Landkreisen und kreisfreien Stadten die
notwendigen Personalkosten und personalbezogenen Sachkosten fiir die Beratung und
Betreuung aufRerhalb von Gemeinschaftsunterkiinften, erklarte Frau Plath.

Herr Geier verwies auf den zweiten Absatz. Darin heil3t es, dass keine Personalkosten der
Verwaltung erstattet werden. Dem pflichtete Frau Brederlow bei.

Herr Scholtyssek auBerte seine Zweifel, dass die Kosten fir die Anmietung der
Gemeinschaftsunterkiinfte durch das Land Gbernommen werden.

Bisher gibt es kein Signal vom Land, das dem nicht so ist, erwiderte Frau Brederlow. Die
Fallkostenpauschale wird jahrlich zum 31.03. tberprift. Aus diesem Grund liegen die Zahlen
des Jahres 2015 zu Grunde. Auf der Basis von 2015 wird die Fallkostenpauschale fiir 2016
berechnet.

Weiter wollte Herr Scholtyssek wissen was passiert, wenn die Kosten weiter steigen. Herr
Geier antwortete, dass die Stadt demnach in Vorleistung gehen muss. In dem genannten
Abrechnungszeitraum sind dabei ca. 4,4 Mio. EUR angefallen.

Es stellt sich die Frage, wie damit umgegangen wird, wenn es weniger Zuweisungen gibt und
dadurch die Gemeinschaftsunterkiinfte nicht bzw. kaum belegt sind. Er fragte, ob die Kosten
durch die Pauschale dann ebenfalls gedeckt sind.

Diese Problematik besteht tatsachlich, meinte Frau Brederlow. Momentan kdnnen einzelne
Unterkinfte abgemietet werden, Neuausschreibungen sind gestoppt. Die Vertrage, welche
im letzten Jahr geschlossen wurden, bestehen weiterhin fur die n&chsten drei Jahre. Parallel
dazu gibt es die Vereinbarung mit den stadtischen Wohnungsgesellschaften.

=24 -



Die Verwaltung geht nicht davon aus, dass diese Kosten uber die Fallkostenpauschale
gedeckt werden, informierte Frau Brederlow weiter. Die Stadt muss eine Strategie
entwickeln, um die Nutzung der Gemeinschaftsunterkiinfte und die Vereinbarung mit den
Gesellschaften zu klaren. Derzeit gibt es dazu Gesprache mit dem Dienstleistungszentrum
Migration und Integration.

Herr Geier fuhr fort mit der Erlauterung des Punktes ,Il. indirekte/ sekundare Folgekosten in
Umsetzung des Aufnahmegesetzes, Asylgesetzes und des Asylbewerberleistungsgesetzes
sowie weiterfUhrender Gesetze*

Laut Aussage des Jobcenters im Sozial-, Gesundheits- und Gleichstellungsausschuss, gab
es Anfang des Jahres ca. 1.500 erwerbsfahige Personen mit Migrationshintergrund im
Rechtskreis des SGB I, teilte Herr Krause mit. Ende dieses Jahr wird eine Zahl von tber
3.500 prognostiziert. Wie soll die Integration von der Berechnung her gelingen, fragte er.

Fraglich ist dabei, wie lange der Status im SGB Il bleibt, sagte Herr Geier. Dies ist schwierig
zu kalkulieren.

Herr Scholtyssek erkundigte sich, was genau unter den Begriff ,Familienmitglieder® fallt.
Soweit Herrn Baus bekannt ist, fallen darunter Familienangehorige ersten Grades.

Herr Krause schlug vor, quartalsweise Uber die Situation zu berichten. Der Vorschlag kann
aufgenommen werden, sagte Frau Brederlow. Aktuell wird am Quartalsbericht gearbeitet.
Herr Dr. Meerheim beflirwortete die Ausgabe von Informationsmaterial.

Anhand der Vorlage ist nicht ersichtlich, dass die Kosten fiir medizinische Untersuchungen
komplett Gbernommen werden, bemerkte Herr Scholtyssek. Es ist moglich, dass die ca.
132.000 EUR noch nicht erstattet sind, sagte Herr Geier.

Herr Dr. Meerheim sagte abschlieRend, dass eine Information zum aktuellen Stand der
Forderungen fur die nachste Sitzung wiinschenswert ware.

Zu 9 Beantwortung von mindlichen Anfragen

Es gab keine mindlichen Anfragen.

zu 10 Anregungen

Es gab keine Anregungen.

Herr Dr. Meerheim beendete die offentliche Sitzung des Ausschusses fir Finanzen,
stadtische Beteiligungsverwaltung und Liegenschaften und bat um Herstellung der
Nichtoffentlichkeit.

Fir die Richtigkeit:

Dr. Bodo Meerheim Yvonne Merker
Ausschussvorsitzender Protokollfihrerin

-25-



	Anwesenheit
	Name
	Entschuldigt
	Text
	Tagesordnung
	Beschlußvorschlag
	Betreff
	Nummer
	Wortprotokoll
	Abstimmungsergebnis
	Beschluß
	Zu

